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Einleitung 
Weltweit ist Entwicklungshilfe im Zuge der „Vernetzten Sicher-
heit“ zunehmend zu einem Euphemismus für Staatsaufbau, Militär-
hilfe oder - wie etwa in Afghanistan - für die direkte Unterstützung 
militärischer Interventionen geworden. In dieser Studie soll gezeigt 
werden, dass sie auch im Sudan in diesem Sinne eingesetzt wurde 
und wird. Nach einer kurzen Darstellung der Geschichte und der 
Hintergründe des Krieges zwischen Nord- und Südsudan sowie 
des 2005 abgeschlossenen „Umfassenden Friedensvertrages (CPA)“ 
wird aufgezeigt, wie nicht nur Waffenlieferungen und Militärhilfe, 
sondern auch Sanktionspolitik und „Entwicklungshilfe“ westlicher 
Staaten auf die Abspaltung des Südsudan und damit auf die Tei-
lung des Sudan ausgerichtet waren. Hierfür wird beispielhaft die 
Verteilung und Zielsetzung der US-amerikanischen und deutschen 
Entwicklungshilfe eingehend analysiert und abschließend in den 
Zusammenhang mit den geopolitischen Interessen beider Akteure 
gebracht. 
1. Geschichte eines 
instrumentalisierten Konfliktes
Die Darstellung der Konflikte im Sudan folgt häufig dem einsei-
tigen Bild, es handle sich um ethnisch-religiöse Auseinandersetzun-
gen zwischen arabischen Muslimen im Nordsudan und von ihnen 
unterdrückten afrikanischen Christen im Süden. Politische Macht-
verhältnisse, Auseinandersetzungen um Zugang zu Land und 
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Ressourcen sowie wirtschaftliche Interessen werden meist vernach-
lässigt, geopolitische Eingriffe von außen entweder ausgeblendet 
oder als Entwicklungs- und Friedenspolitik bezeichnet. Auch der 
folgende Abriss über Hintergründe des Nord-Süd Konfliktes kann 
keinen Anspruch auf eine ausreichend komplexe Darstellung erhe-
ben. Er zeigt aber, dass die Geschichte von der friedensbildenden 
Entwicklungshilfe westlicher Staaten im (Süd)Sudan eine Mär ist. 
Bereits im Zuge der Unabhängigkeit von Großbritannien im Jahr 
1956 begannen brutale Auseinandersetzungen im Sudan, die zwi-
schen 1972 und 1983 durch eine kurze Waffenruhe unterbrochen 
wurden. Nachdem Ende der 1970er Jahre der Ölkonzern Che-
vron im Süden des Landes umfassende Ölvorkommen gefunden 
hatte, der damalige Präsident Numeiri daraufhin die zuvor ausge-
handelten Autonomierechte des Südens wieder abschaffte und im 
gesamten Sudan die Scharia einführte, begann 1983 ein zweiter 
Bürgerkrieg. Im Wesentlichen bekämpften sich die reguläre Armee 
des Sudan (SAF) und die 1983 gegründete und damals durch 
John Garang befehligte, überwiegend im Süden verankerte Sudan 
People‘s Liberation Movement/Army (SPLM/A). 
Die Regierung in Karthum wurde ab 1989 von Omar al-Bashir 
geführt, der durch einen Militärputsch an die Macht gelangt war. 
Durch internationalen Druck und militärische Drohungen der 
USA gegen die nordsudanesische Regierung al-Bashirs kamen, nach 
Angaben von USAID (2011: 10) teilweise durch persönliche Bezie-
hungen zwischen ihren Mitarbeitern und der SPLM vermittelt, zu 
Beginn des neuen Jahrtausends Friedensverhandlungen zustande, 
die 2005 in der Unterzeichnung des Comprehensive Peace Agree-
ment (CPA) mündeten. Das CPA beinhaltet u.a. ein Sicherheits- 
und ein Waffenstillstandsabkommen, Regelungen zur Macht-, 
Öl- und Wohlstandsverteilung sowie zur Gründung einer Regie-
rung der Nationalen Einheit (GoNU), in der die SPLM/A fortan 
den Vizepräsidenten des Sudan stellte. Der neuralgische Punkt des 
CPA, der wiederum aufgrund massivem internationalen Druck 
in das Abkommen aufgenommen wurde, ist die Festlegung einer 
sechsjährigen Interimsphase (2005-2011), an deren Ende unter 
bestimmten Umständen ein Referendum über die südsudanesische 
Unabhängigkeit vorgesehen war. Bis dahin sollten allerdings laut 
Vertrag alle am Friedensprozess beteiligten Akteure darauf hinwir-
ken, die Einheit des Sudan attraktiv zu machen. (GoS/SPLM/A 
2005) Der neue sudanesische Vizepräsident und damalige Kopf 
der SPLM/A, John Garang, kam noch im Jahr der Unterzeichnung 
bei einem Hubschrauberabsturz ums Leben. (Dagne 2011b: 17) 
Sein Nachfolger, Salvar Kiir Mayardit, trat von Anfang an für die 
Abspaltung des Südens ein. (de Waal 2010: 15-16) Mit Garang 
starb daher auch die zentrale Figur, die sich für die Einheit des 
Landes in einem „neuen Sudan“ eingesetzt hatte. Im Januar 2011 
stimmten schließlich 98% der SüdsudanesInnen für die Unabhän-
gigkeit.
1.1. Die Positionen der SPLM/A 
zur Sezession im Laufe der 
Konfliktgeschichte
Die SPLM/A hat nicht seit Beginn ihrer Existenz das Ziel ver-
folgt, einen unabhängigen Staat zu gründen. Unter John Garang 
wollte sie in den 1980er Jahren den Süden von der Hegemonie 
der Zentralregierung befreien und einen „neuen Sudan“ schaf-
fen, der ein säkularer Staat sein sollte. Außerdem sollte der politi-
schen und ökonomischen Ungleichheit im Land entgegengewirkt 
werden – Ziele, für die sie damals auch Unterstützung von anderen 
sudanesischen Oppositionsgruppen erhielt. 1994 unterschrieb die 
SPLM/A in Nairobi eine Grundsatzerklärung, in der argumentiert 
wurde, dass unter oben genannten Bedingungen alle Parteien sich 
vordringlich für die Einheit des Sudan einsetzen sollten. (Evangeli-
sches Missionswerk in Deutschland 1995: 17) „Es ist diese drohende, 
Karte des Südsudan mit den als Konzessionen für Ölförderung vergebenen Flächen, den 
bestehenden Pipelines Richtung Norden - die Region Abyei ist als Fläche rechts von Darfur 
mit gestrichelter Linie gekennzeichnet. Karte: IMI 2012
Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen
IMI-Studie - 16/2012  3
latente und bevorstehende Desintegration und Fragmentierung des 
Sudan, die die SPLM/SPLA zu stoppen anstrebt und zwar durch die 
Entwicklung und Implementierung einer konsistent demokratischen 
Lösung der nationalen und religiösen Fragen im Kontext eines Verein-
ten Neuen Sudan.“ (John Garang, zitiert nach Biel 2007: 35) Seit 
den 1990er Jahren gab es zahlreiche sezessionistische Abspaltungen 
von der SPLM/A. Nach Garangs Tod wurden die Zeichen auch in 
der SPLM/A selbst auf Sezession gestellt. 
1.2. Die Nicht-Lösung etlicher Konflikte 
durch das CPA
Innerhalb des Sudan – gemessen am Einkommen der Bevölkerung 
eines der ärmsten Länder der Erde – gehören die jahrzehntelange 
ökonomische, politische, soziale und infrastrukturelle Marginali-
sierung des Südens durch die Zentralregierung in Khartum sowie 
Auseinandersetzungen um Zugang zu Land und Ressourcen zu 
den Hauptgründen für den Krieg zwischen Nord und Süd. Haupt-
sächlich lokale Eliten wurden unter al-Bashir in den Staatsapparat 
integriert. „In Zeiten wirtschaftlicher Krisen versagte jedoch mehrfach 
das (...) Rentensystem, die Zentralregierung schöpfte einen Großteil 
des Staatshaushaltes ab und vernachlässigte die Entwicklung in den 
Provinzen, weshalb die zuvor alimentierten Eliten in den entlegenen 
Gebieten Rebellengruppen – meist dominiert durch einzelne Ethnien – 
aufstellten.“ (Marischka 2010) 
Das CPA und dessen Umsetzung waren von Beginn an nicht 
dazu geeignet, diesem Problem entgegenzuwirken, denn es wurden 
außer der Regierungspartei (NCP) und der SPLM keine weiteren 
Gruppierungen und „Rebellen“ an den Verhandlungen über die 
Teilung der Macht im Land beteiligt. Zudem ändert die Sezession 
des Südsudan grundsätzlich nichts an von Klientelismus und Mar-
ginalisierung geprägten gesellschaftspolitischen Strukturen, die sich 
nun mit der SPLM an der Macht im Süden ähnlich wiederfinden 
– im Gegenteil: Die Aussicht auf einen „eigenen Staat“ stärkte die-
jenigen Akteure, die weniger aus politischen, denn aus wirtschaft-
lichen Motiven innerhalb der SPLM aktiv waren. Auch Konflikte 
um Zugang zu Land und Ressourcen konnten mit der Sezession 
nicht beigelegt werden. Weder über den genauen Grenzverlauf 
noch über die Verteilung von Ressourcen, Land- und Weiderechten 
gibt es bislang eine Einigung.
Ein Beispiel: In der ölreichen Region Abyei, die Norden und 
Süden gleichermaßen beanspruchen, steht noch immer ein Refe-
rendum darüber aus, ob das Gebiet zum Sudan oder zum Südsu-
dan gehören soll. Bis heute konnte allerdings nicht geklärt werden, 
welche Teile der Bevölkerung abstimmungsberechtigt sind. Im 
Gegensatz zu Khartum will Juba die Misseria-Nomaden von der 
Wahl ausschließen, die aus dem Norden kommend einen Teil des 
Jahres in Abyei verbringen, durch eine Staatsgrenze den Verlust 
ihrer Bewegungsfreiheit befürchten müssten und daher aller Wahr-
scheinlichkeit nach für eine Zugehörigkeit zum Sudan plädieren 
würden. Mehrfach haben die Misseria angekündigt, das Referen-
dum in Abyei bewaffnet zu verhindern, wenn sie nicht daran betei-
ligt werden. Bereits in den Jahren 2008 und 2009 war es in Abyei 
zu Kämpfen gekommen, nachdem in Den Haag rund 40% des 
Gebietes, darunter zwei große Ölfelder, dem Norden zugesprochen 
worden waren. (Deckert/Simon 2011b: 66, Paech 2011) Auch 
nach dem Referendum mussten hunderttausende Menschen aus 
dem Grenzgebiet fliehen. (Dagne 2011b) 
Zwar wurde die Abtrennung des Südsudan international als Weg 
zum Frieden heraufbeschworen, der „Friedensprozess“ hat jedoch 
auch innerhalb des neuen Staates nicht die Abwesenheit von 
Gewalt hervorgebracht, sondern andauernde bewaffnete Kämpfe 
und eine desolate humanitäre Situation. Um den südsudanesischen 
Präsidenten Salvar Kiir hat sich eine Herrscherclique herausgebil-
det, die die Geschicke des neuen Landes zu ihren eigenen Gunsten 
lenkt. (Wagner 2011) Zudem gibt es innerhalb des Staates (und 
auch innerhalb der SPLA) zahlreiche Spaltungen, die schon häufig 
in bewaffneten Auseinandersetzungen gipfelten. Amnesty Interna-
tional (AI) wirft der SPLA und der südsudanesischen Polizei zahl-
reiche Menschenrechtsverbrechen und extralegale Hinrichtungen 
vor. Bei Kämpfen zwischen der SPLA und oppositionellen Grup-
pen im Südsudan seien hunderte Zivilisten ums Leben gekommen. 
(AI 2011) Die Stiftung Wissenschaft und Politik (Lacher 2011: 
25) zählt ebenfalls eine Reihe von Beispielen auf, bei denen die 
SPLA Massaker an Zivilisten verübt hat. Die Regierung unterstütze 
verbündete Milizen, um auf diese Weise ihre Hegemonie durch-
zusetzen. Staatliche Sicherheitskräfte seien selbst eine „beträchtli-
che Gefahrenquelle für die Bevölkerung“. „Die reicht von alltäglichen 
Vorkommnissen wie illegaler ‚Besteuerung‘ an Checkpoints, Korrup-
tion innerhalb der Polizei und Übergriffen durch betrunkene Soldaten 
bis hin zu schweren Menschenrechtsverletzungen bei Großoperatio-
nen.“ Das Vorgehen der Armee habe in mehreren Fällen zur Folge 
gehabt, dass lokale Konflikte andauerten bzw. weiter eskalierten. 
Die Gewalt folgt dabei häufig einem politischen Muster. Vor den 
Wahlen im Jahr 2010 hat es z.B. regelmäßig Angriffe auf oppo-
sitionelle Dörfer gegeben. Vielen dieser Angriffe sind scheinbar 
Warnungen vorausgegangen, weder die autonome südsudanesische 
Regierung (GoSS) noch die UN-Mission im Sudan (UNMIS1) 
haben jedoch etwas getan, um die Zivilbevölkerung zu schützen. 
(MSF 2009: 14ff.) Oppositionelle wurden im Militärgefängnis 
inhaftiert und teilweise gezwungen zu erklären, nicht länger poli-
tisch tätig zu sein. (Marischka 2010)
Alles in allem könnte man zynisch sagen, der Bürgerkrieg zwi-
schen Nord- und Südsudan ist zwar nach den Unabhängigkeits-
feierlichkeiten erfolgreich beigelegt worden. Nun bekämpften sich 
jedoch zwei staatliche Armeen und verschiedene Gruppierungen 
innerhalb beider Staaten. Die auf Abspaltung ausgerichtete westli-
che Entwicklungszusammenarbeit hat diese Entwicklung zum Teil 
befördert.
1 Die UNMIS wurde 2005 ins Leben gerufen, um die Implementierung 
des CPA zu unterstützen. Der Einsatz wurde 2011 beendet bzw. in die 
Nachfolgemissionen UNISFA und UNMISS überführt. 
Salva Kiir Mayardit, der erste gewählte Präsident des Südsudan - mit seinem 
Cowboy-Hut, einem Geschenk des damaligen US-Präsidenten George W. Bush. 
Foto: 2009 Jenny Rockett über Wikipedia.
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2. Divide et impera! – Imperialismus 
ohne offene Militärintervention
Diverse westliche Staaten, die die Entwicklungshilfe an den 
Sudan Ende der 1980er Jahre eingestellt hatten (s.u.), nutzten 
den Abschluss des CPA, die Bildung der GoSS und die zuneh-
mende Sezessionsrhetorik als Anlass, diese wieder aufzunehmen. 
Die Präsenz von staatlichen Entwicklungsagenturen im Land 
erhöhte sich trotz umfassender Sanktionen ebenso wie der Umfang 
von Hilfszahlungen, die gemäß öffentlicher Verlautbarungen die 
Umsetzung des CPA unterstützen sollten. Im Folgenden werden 
zunächst die Sanktionen gegenüber Khartum zusammengestellt, 
die konkrete Auswirkungen auf die Entwicklungszusammenarbeit 
hatten. Anschließend wird untersucht, in welchem Rahmen USA 
und BRD Entwicklungshilfe an den Sudan geleistet haben und 
für welche Bereiche die jeweiligen Gelder ausgegeben wurden.2 Sie 
waren, wie ich zeigen werde, hauptsächlich für den Aufbau eines 
vom Sudan getrennten Südsudan bestimmt.
2.1. Sanktionen gegen den Sudan
Die Vereinigten Staaten erhalten seit Jahrzehnten ein überaus 
umfangreiches Sanktionsregime gegen die sudanesische Regierung 
aufrecht. Im Prinzip schließt es jedwede Entwicklungszusammenar-
beit seit Ende der 1980er Jahre aus. Wirtschaftshilfe, Kreditzahlun-
gen etc. werden seit 1988 strikt sanktioniert. Lediglich humanitäre 
Hilfe und solche, die außerhalb der Kontrolle der sudanesischen 
Regierung verwendet wird, darf geleistet werden. Der US-Präsident 
kann jedoch in Ausnahmefällen Gelder autorisieren, wenn „dies zu 
tun wichtig für die Sicherheitsinteressen der Vereinigten Staaten ist.” 
(USGPO 2003: 295) 
Begründet wurden die Maßnahmen gegen Khartum zunächst 
mit der Nichteinhaltung von Schuldendiensten durch die suda-
nesische Regierung und seit 1989 mit dem Militärputsch durch 
den heutigen Präsidenten al-Bashir. Im Jahr 1993 gab der US-
Außenminister zudem bekannt, dass der Sudan auf die Liste der 
„Terrorismus“ unterstützenden Staaten aufgenommen wurde. 
Heute werden die Sanktionen laut US-Finanzministerium begrün-
det mit „der Unterstützung von Bemühungen des ‚internationalen 
Terrorismus’, die Regierungen von Nachbarstaaten zu destabilisieren 
sowie außerdem Menschenrechtsverletzungen und deren Unterstüt-
zung im Südsudan und unlängst in der Region Darfur.“ (USDoT 
2009: 1) Obgleich der Sudan in der Haushaltsaufstellung 2010 des 
US-Außenministeriums (USDoS 2010b: 160) als „U.S. Partner im 
Kampf gegen den Terrorismus“ bezeichnet wird, verbleibt das Land 
auf oben genannter Liste.3 Seit 1993 wird der Sudan mit weiteren 
Sanktionen diszipliniert. Dem Land „werden prinzipiell Auslands-
hilfe, Landwirtschaftshilfe, Finanzierungen aus dem Millenium Chal-
lenge Account, Friedenscorps-Programme, Unterstützung durch die 
Export-Import-Bank, Unterstützung durch internationale Finanzin-
stitutionen, Anleihen und Kredite des Internationalen Währungsfonds 
und Handelsvergünstigungen verweigert.“ (ebd. : 10) 1997 erließ der 
damalige Präsident Clinton mit der Executiv Order (EO) 13067 
erneut Restriktionen – die zuvor genannten Gründe stellten eine 
„unübliche und außergewöhnliche Bedrohung für die nationale Sicher-
heit und die Außenpolitik“ der Vereinigten Staaten dar. (USDoT 
2008: 1) Wesentliche Inhalte dieser Sanktionen waren ein Han-
delsembargo bezogen auf Import und Export sowie Zwischenhan-
del jeglicher Güter und Dienstleistungen sudanesischen Ursprungs 
und das Einfrieren aller sudanesischen Auslandsvermögen.4 (ebd., 
USDoT 2009: 3) Bezeichnenderweise wurde im Jahr 2000 ein 
Gesetz verabschiedet, das den Handel mit der für die US-Wirt-
schaft unverzichtbaren Substanz Gummiarabikum aus dem Sank-
tionsregime ausschloss. In dem „Tariff Suspension and Trade Act“ 
heißt es, dass der Sudan ein quasi-Monopol über die Produktion 
des u.a. zur Herstellung von Softdrinks notwendigen Rohstoffes 
innehabe und mehrere US-Unternehmen durch das Importverbot 
bedroht seien. (US Congress 2000: 73) Zu den „sicherheitspoliti-
schen“ Ausnahmen der Sanktionspolitik gehört also offenbar auch 
die Versorgungssicherheit von US-Unternehmen. Le monde diplo-
matique bezeichnet diese Politik der USA ironisch als „Soda Pop 
Diplomacy“: „Ein Limonadenkrieg könnte für die Getränkeindustrie 
fatale Folgen haben.“ (Pitron 2011: 59) Im April 2006 weitete Prä-
sident Bush die Sanktionn erneut aus.5
Im gleichen Jahr kam es allerdings auch zu einem Bruch in der 
Sanktionspolitik. Ein Jahr nach Abschluss des CPA wurde ein 
Gesetz in Kraft gesetzt, das unter anderem die ökonomische Unter-
stützung der GoSS einfordert sowie ökonomische und militärische 
Hilfeleistungen in bestimmten Gebieten des Sudan ermöglicht. 
(US Congress 2006: 1879) In dem Gesetztestext heißt es wörtlich: 
„Ungeachtet jeglicher anderer gesetzlicher Regelungen ist der Präsi-
dent dazu autorisiert, Wirtschaftshilfe an Südsudan, Süd-Kordofan, 
die Nuba Berge, Blue Nile, Abyei, Darfur und marginalisierte Regio-
nen rund um Khartum (…) zu leisten.“ (ebd.) Zusätzlich wurde die 
militärische Unterstützung der SPLA auch mit (nicht tödlichen) 
militärischen Gütern genehmigt, vorausgesetzt sie entspricht den 
nationalen Sicherheitsinteressen der USA. (ebd.) Der Südsudan 
wurde damit aus den Handelsverboten ausgeklammert – die GoSS, 
obgleich sie damals sogar den Vizepräsidenten der GoNU stellte, 
wurde zudem explizit aus der Bezeichnung „sudanesische Regie-
rung“ ausgenommen. (USDoT 2008:1) Mit dem Gesetz wurde 
folglich die Unterscheidung zwischen den Gebieten, die sich unter 
2 Die Untersuchung weiterer Staaten und der EU als zweitgrößter Geberin 
des Sudan wäre notwendig, ist angesichts der Komplexität des Themas im 
Rahmen dieser Studie jedoch nicht möglich. Vernachlässigt werden ebenso 
Gelder, die neben der bilateralen Entwicklungszusamenarbeit durch das 
Joint Donor Team (JDT), die Joint Assessment Mission (JAM), die UN 
oder die Weltbank kanalisiert wurden. Neben China verfolgten zudem 
einige arabische Staaten und Indien im Sudan von OECD-Staaten kom-
plett unabhängig geführte Programme. (Bennett et al. 2010) 
3 Äußerungen der US-Regierung bezüglich Verbindungen des Sudan mit 
„internationalem Terrorismus“ sind teilweise widersprüchlich. Im Haus-
haltsplan 2006 (USDoS 2006: 303) wurde die Kooperation mit dem 
Sudan im Krieg gegen den Terror betont – dennoch wurde das Land nicht 
von der Liste der Terrorismus-unterstützenden Staaten entfernt. In Berich-
ten des US-Außenministeriums aus den Jahren vor und nach der Listung 
steht jeweils vermerkt, dass der Staat terroristische Gruppen unterstütze 
- Beweise für die Unterstützung konkreter terroristischer Akte durch den 
Sudan gebe es jedoch nicht (USDoS 1992 – 1994). Von 1991 bis 1996 
hatte Osama bin-Laden sich im Sudan aufgehalten – anschließend wurde 
er auf Druck der USA des Landes verwiesen. Einem Bericht der Berliner 
Zeitung (El-Gawhary 2001) zufolge hatte der Sudan damals die Ausliefe-
rung Bin-Ladens an die USA angeboten – was jedoch abgelehnt worden 
sei.
4 Die EO 13067 ist noch immer gültig. Allerdings gab es mit §12 des 
„Comprehensive Peace in Sudan Act of 2004“ eine Ausnahmeregelung, 
die den Präsidenten der Vereinigten Staaten autorisierte, in den Haushalts-
jahren 2005, 2006 und 2007 100 Millionen US$ zur Unterstützung der 
Implementierung des CPA zur Verfügung zu stellen. (US Congress 2004: 
4016)
5 Die nun verabschiedete EO 13400 verlangt zusätzlich, das Privateigen-
tum von insgesamt 170 Personen einzufrieren, die auf irgendeine Weise in 
den Darfur-Konflikt verwickelt sind bzw. sein sollen. (USDoT 2009: 3) 
Die Vereinten Nationen und die Europäische Union haben im Rahmen 
der „Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik” eine ähnliche Sank-
tion verhängt, von der allerdings nur vier Personen betroffen waren. (CEU 
2005, UN 2005b: 3 (a) ii.) 
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der Kontrolle der Regierung al-Bashirs befinden einerseits und dem 
Südsudan sowie sonstigen Gebieten außerhalb der Regierungskon-
trolle andererseits etabliert und die Finanzierung von Staatsaufbau-
programmen im Südsudan ermöglicht. Festgelegt wurden de facto 
die weitere Sanktionierung und damit Schwächung und Isolierung 
der Zentralregierung in Khartum bei gleichzeitiger militärischer 
und ökonomischer Unterstützung der SPLM/A. Das US-Finanz-
ministerium kommt in einer Evaluation der Sanktionen zu dem 
Ergebnis, dass der auf die sudanesische Regierung ausgeübte Druck 
durchaus nützlich war, um außenpolitische Ziele zu realisieren. Es 
werden allerdings multilaterale Sanktionen gefordert, da Gelder 
beispielsweise aus China die Absichten der US-Sanktionen unter-
minieren würden. (USDoT 2009)
Die Beschränkungen zeitigten von Beginn an massive Auswir-
kungen auf den Bereich der Entwicklungszusammenarbeit. In den 
Jahren vor den ersten Sanktionen hatte die Zentralregierung in 
Khartum, zur Zeit des Kalten Krieges noch Partner des Westens, 
Gelder in Höhe von durchschnittlich etwa 220 Millionen US$ 
jährlich erhalten. Der Einsatzrahmen von Hilfsgeldern aus den 
USA reichte von Nahrungsmittelhilfe über Entwicklungshilfe und 
Wirtschaftshilfefonds bis zu Militärhilfe und „International Mili-
tary Education and Training (IMET)“. Zwischen 1988 und 2001 
sanken die Hilfsgelder auf durchschnittlich 48 Millionen US$. 
(Rennack 2005) Erst seit Beginn der CPA-Verhandlungen sind 
die Zahlungen wieder massiv angestiegen. Der Sudan ist seither 
bezeichnenderweise nach dem Irak und Afghanistan der drittgrößte 
Empfängerstaat von US-Hilfezahlungen. Wie genau die Gelder 
eingesetzt wurden, wird im Folgenden anhand von Militärhilfe und 
Entwicklungszusammenarbeit gezeigt. 
2.2. Aufrüstung und Transformation der 
SPLA
Trotz Sanktionen hat die Militarisierung des Sudan in der CPA-
Interimsphase (2005-2011) vor allem rund um die bis heute nicht 
demarkierte Grenze im ölreichen Gebiet Abyei zugenommen. 
Nicht nur die Sudanese Armed Forces (SAF) wurden (vor allem 
von China und Russland) ausgerüstet. Auch die SPLA wurde mit 
ausländischer Hilfe bewaffnet und anderweitig militärisch unter-
stützt. Dass dabei teilweise wider geltendes Recht agiert wurde, 
wie die nachstehenden Ausführungen zeigen, erhielt international 
jedoch nur wenig Aufmerksamkeit. 
2.2.1. Aufrüstung trotz Waffenembargo
Auf unterschiedlichen institutionellen Ebenen existieren Regel-
werke, die Waffenlieferungen an den Südsudan sowie anderwei-
tige militärische Unterstützung de jure einschränken. Das 1994 
in Kraft getretene EU-Waffenembargo schließt beispielsweise alle 
sudanesischen (staatlichen und nichtstaatlichen) Akteure sowie das 
gesamte sudanesische Territorium ein. (CEU 1994) Es ist damit 
weitaus umfangreicher als die Restriktionen der UN, die vorran-
gig auf Waffenlieferungen nach Darfur ausgerichtet sind. Seit 2004 
verbietet das EU-Embargo den 27 Mitgliedstaaten sowie all ihren 
Staatsangehörigen zudem, sich an Verkauf oder (Zwischen-)Handel 
militärisch verwendbarer Güter zu beteiligen. Es unterbindet eben-
falls deren Transport mit europäisch beflaggten Schiffen oder Flug-
zeugen in sämtliche Gebiete des Sudan. (CEU 2004: Artikel 1) 
Lediglich die Finanzierung und Ausrüstung mit nicht-tödlichen 
Gütern, die ausschließlich für humanitäre Zwecke sowie für Pro-
gramme und Operationen der UN, der AU oder der EU vorge-
sehen sind, sind von dem Embargo ausgenommen. (ebd.: Artikel 
2) Auch in den CPA-Sicherheits- und Waffenstillstandsabkommen 
finden sich grundlegende Regelungen im militärischen Bereich und 
zum künftigen Status von SAF und SPLA, die im Falle der sudane-
sischen Einheit nach 2011 durch die Sudan National Armed Forces 
(SNAF) ersetzt werden sollten. (GoS/SPLM/A 2005) 
Zunächst wurde die Gründung der aus beiden Streitkräften zu 
gleichen Teilen zusammengesetzten Joint Integrated Units (JIU) 
festgelegt, die ein Symbol für die im CPA angestrebte attraktive 
nationale Einheit sein sollten und aus denen die SNAF hervor-
gehen sollten. Während der vereinbarten Interimsphase (2005-
2011) und im nun eingetretenen Fall der Sezession werden aber 
sowohl die SAF als auch die SPLA gleichberechtigt als nationale 
Armeen anerkannt. Die Verhandlungspartner stimmten gleichzei-
tig dem Prinzip der „proportionalen Verkleinerung der Armeen beider 
Seiten“ (ebd.: 87) zu. NCP und SPLM haben sich darüber hinaus 
verpflichtet, sich gegenseitig über die Stärke ihrer Truppen sowie 
ihrer Waffenkontingente und Militärausrüstung zu informieren 
und innerhalb des den kompletten Südsudan umfassenden Waffen-
stillstandsgebiets „militärische Aktivitäten, inkl. Bewegung militäri-
scher Güter, Ausspähung, Aufrüstung, Rekrutierung oder Einziehung 
von Soldaten und militärische Manöver, außer solchen, die durch das 
Joint Defence Board (JDB) [Kommando und Koordination der JIU] 
gestattet wurden; Operationen an Land, in der Luft oder zu Wasser; 
Verminung und andere subversive Aktivitäten; Gewalt gegen und 
Missbrauch von Zivilpersonen; (Wieder)Beschaffung von Munition, 
Waffen und anderem tödlichen oder militärischen Equipment“, sowie 
„jegliche andere Aktionen, die den normalen Fortgang des Waffenstill-
standsprozesses behindern könnten“ (GoS/SPLM/A 2005: 96) einzu-
stellen. Alles in Allem wurden die Zeichen auf die Demobilisierung 
der SAF und der SPLA gestellt. Letztlich wurde jedoch auch die 
Möglichkeit geschaffen, die SPLA für den Fall der Sezession zur 
regulären Armee eines neuen Staates zu transformieren, was eine 
Auf- bzw. Umrüstung voraussetzt. Dieser im CPA angelegte Wider-
spruch wurde in der Interimsphase mit Unterstützung aus dem 
Ausland einseitig in Richtung einer Militarisierung aufgelöst.
Südsudanesische Miliz/Armee - Ausschnitt aus einem UN-Foto 2011
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2.2.2. Waffenlieferungen an den Südsudan
Militärhilfe an die SPLA ist durch Beziehungen mit Staaten 
gekennzeichnet, die sich bereits während des Nord-Süd Bürgerkrie-
ges in den 1990er Jahren etabliert haben. (Lewis 2009: 35, Pabst 
2004) Dabei handelt es sich um westliche Verbündete wie Uganda, 
Kenia und Äthiopien ebenso wie um internationale Waffenanbie-
ter und Militärhelfer aus den USA und Großbritannien. Laut dem 
ehemaligen Mitarbeiter des Bundesministeriums für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Helmut Strizek, 
hat 1997 die damalige US-Außenministerin Madeleine Albright 
die südsudanesischen Rebellen unter John Garang sogar öffentlich 
aufgefordert, den Krieg zu verschärfen, um in Khartum die Macht 
militärisch zu erobern. Die Rebellen seien dafür schon damals von 
den USA unterstützt worden. „Dabei sahen die Anhänger dieser Poli-
tik (…) über alle Menschenrechtsverletzungen hinweg, die bei solchen 
Kriegen passieren oder ausgelöst werden.“ (GFP 2006) 
Anfang der 2000er wurde, nachdem die Machtübernahme sich 
als unrealistisch erwiesen hatte, zwar die Strategie verändert – die 
SPLA wurde aber weiterhin bewaffnet. Im Juli 2008 beobachte-
ten UN-Polizisten eine SPLA-Kompanie, die 18 T-55 Panzer aus 
Äthiopien in den südsudanesischen Staat Blue Nile transportier-
ten. Die SPLA gab dem UN-Sicherheitsrat zufolge an, die Panzer 
seien kein Neuerwerb, sondern lediglich zeitweise zu Reparatur-
maßnahmen im Nachbarland gewesen. (UN 2008: 3) Im Okto-
ber 2008 entlud ein äthiopisches Militärflugzeug in Juba Waffen 
unterschiedlichen Kalibers. Diesmal behauptete die SPLA, die 
Waffen seien nur für eine Waffenmesse bestimmt. (Lewis 2009: 
36) Im Sommer 2009 schließlich berichtete die Zeitung „Sudan 
Tribune“, die SPLA werde unter anderem von kenianischen Mili-
tärs an T-72 Panzern ausgebildet. (Sudan Tribune 2009) Zahlreiche 
Panzer dieses Modells wurden im Wissen der US-Regierung über 
Kenia in den Südsudan geschmuggelt. Der Deal kam nur durch 
einen Zufall an die Öffentlichkeit, da eines der Frachtschiffe, die 
MV Faina, auf ihrem Weg von der Ukraine nach Kenia von soma-
lischen Piraten entführt wurde und so Aufmerksamkeit auf sich 
zog. (Kahrs 2010: 6) Die Ladung bestand neben anderen Waffen 
(laut Ladepapieren Granatwerfer, Luftabwehrraketen, Panzerfäuste, 
großkalibrige Handfeuerwaffen und Munition) aus 33 T-72 Pan-
zern. (Kahrs 2010: 2f., Knaup 2010) Die MV Faina war nur eins 
von drei Schiffen, mit denen Waffen aus der Ukraine über Kenia 
nach Südsudan transportiert werden sollten. Gemäß Verträgen 
mit dem ukrainischen Waffenexporteur Ukrinmash wurden inge-
samt über 100 Panzer verschifft. (Gelfand/Puccioni 2009, House 
of Lords 2011: 21) Eine durch Wikileaks veröffentlichte Depe-
sche des US-Botschafters im Sudan, Robert Whiteheads, belegt, 
dass die US-Regierung über diese Vorgänge informiert war. Im 
Juli 2009 schrieb Whitehead nach Washington, die GoSS beginne 
nach langem Warten, die Beförderung der Panzer von dem geka-
perten Schiff in den Südsudan einzufordern. (Whitehead 2009: 
1) Auch eine Depesche des US-Botschafters in Nairobi, Michael 
Ranneberger, beweisen die Involvierung der US-Regierung in die 
illegalen Waffendeals. Die vergangenen Transfers seien „in Konsul-
tation mit den USA“ (Ranneberger 2009: 2) vonstatten gegangen, 
schrieb Ranneberger, er verstehe daher die Verwunderung Kenias 
darüber, dass die Lieferungen gemäß US-Anweisungen nach dem 
Piraterie-Vorfall zunächst eingestellt werden sollten. Die Transfers 
seien schließlich auf die Ziele der USA abgestimmt, das CPA durch 
die Umwandlung der SPLA von einer Guerilla zu einer konventio-
nellen Armee umzusetzen. (ebd. 6) Trotz EU-Embargo hatten zwei 
in Großbritannien registrierte Firmen die Organisation des Deals 
übernommen. Eines der Schiffe (die Beluga Endurance) stammte 
zudem von einer deutschen Reederei. (HSBA 2009: 4, Kahrs 2010: 
17f.) „Bezeichnenderweise informierten uns zwei der europäischen 
Güterverkehr-Akteure, dass sie sich darüber im Klaren waren, dass die 
Schiffsladungen für den Südsudan bestimmt waren – was ernsthafte 
Fragen über die adäquate Durchsetzung des EU-Embargos aufwirft.“ 
(House of Lords 2011: 21) Versuche, rechtliche Schritte einzu-
leiten oder die dem CPA zuwiderlaufende Bewaffnung der GoSS 
ohne Einbeziehung des JDB zu unterbinden, sind weder aus den 
USA noch aus europäischen Staaten bekannt geworden.6 Auch von 
UNMIS gibt es keine Berichte darüber, obgleich es zum Mandat 
der Mission gehörte, „die Implementierung des Waffenstillstandsab-
kommens zu überwachen und zu bestätigen sowie Verletzungen dessel-
ben aufzudecken.“ (UN 2005a: 4)
2.2.3. Anderweitige militärische 
Unterstützung
Die Waffenlieferungen wurden flankiert von Maßnahmen, die 
bereits das Feld der Entwicklungshilfe, unter der zunehmend 
Begriffe wie Staatsaufbau und Reform der Sicherheitskräfte sub-
summiert werden, berühren. Das US-Außenministerium gab 
zwar 2009 in einer politischen Erklärung zum Friedensprozess im 
Sudan bekannt, die USA unterstützten wie im CPA vorgesehen alle 
internationalen Bemühungen, die Joint Intergrated Units (JIUs) 
zu professionalisieren und auszurüsten. (USDoS 2009a) De facto 
wurde jedoch lediglich die SPLA ausgerüstet und trainiert – auch 
wenn sie in besagter Erklärung mit keinem Wort erwähnt wird. Zu 
den Maßnahmen gehörten Neubauten und Renovierungen mili-
tärischer Gebäude ebenso wie militärische Trainings- und Ausbil-
dungsprogramme. (Rands 2010) 
Für den südsudanesischen Sicherheitssektor, insbesondere für die 
Unterstützung der SPLA, haben die USA zwischen 2008 und 2011 
insgesamt etwa 300 Millionen US$ ausgegeben. (USAID 2011a) 
Im Haushaltsplan für 2011 waren 42 Millionen US$ allein dafür 
vorgesehen, die SPLA von einer Guerilla zu einer professionellen 
Armee zu transformieren. In den Jahren 2009 und 2010 waren es 
38 und 44 Millionen US$. „Durch die Fonds werden Modernisierung 
und Instandhaltung von Divisions-Hauptquartieren, strategische und 
operative Beratung, professionelle Trainings von Einheiten und Indivi-
duen sowie Kommunikation und anderes Equipment für das Militär 
gewährleistet.“ (USDoS 2011a) Im Jahr 2009 begann auch das US-
Afrika-Kommando (US AFRICOM)7 im Sudan an Transformati-
onsprojekten der SPLA mitzuwirken. Laut Jürgen Wagner (2011) 
gibt es Anzeichen dafür, dass AFRICOM sein derzeitig in Stutt-
gart ansässiges Hauptquartier nach Juba verlegen will. „Eine solche 
Basis würde den USA einen überwältigenden militärischen Einfluss im 
Südsudan verschaffen.“ (Rands 2010: 23) 
Zur Stärkung der SPLA hat im Auftrag des US-Außenministe-
riums zusätzlich das private Militär- und Sicherheitsunterneh-
men DynCorp beigetragen. Der private „globale Dienstleister in 
Unterstützung der US-Sicherheitsstrategie und ihrer außenpolitischen 
Ziele“8 baute unter anderem im Jahr 2008 das neue Hauptquartier 
der SPLA in Bilpam mit finanzieller Unterstützung des US State 
6  In allen bekannt gewordenen Fällen der Beteiligung britischer Unter-
nehmen an Waffendeals mit dem Nordsudan wurde das EU-Embargo 
offiziell durch die britische Regierung durchgesetzt und/oder eine straf-
rechtliche Verfolgung eingeleitet. 
7 Nach der Selbstbeschreibung des US-Afrika-Kommandos beschützt und 
verteidigt es die nationalen Sicherheitsinteressen der USA, indem es die 
Verteidigungskapazitäten afrikanischer Staaten stärkt und ggf. militärische 
Operationen durchführt. (http://www.africom.mil/AboutAFRICOM.asp, 
12.10.2012) 
8  http://www.dyn-intl.com/overview.aspx, 12.10.2012. 
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Department‘s Africa Peace-keeping Program (AFRICAP). (Rands 
2010: 11) DynCorp gibt auf seiner Internetseite an, im Süden 
außerdem sechs Feldlager mit mehr als 100 Gebäuden fertiggestellt 
zu haben. Nach Medienberichten hat das Sicherheitsunterneh-
men bereits im Jahr 2006 Verträge über 40 Millionen US$ mit 
dem US-Außenministerium abgeschlossen, in denen es um Mili-
tärtrainingsprogramme und den Aufbau militärischer Infrastruktur 
ging. DynCorp-Vizepräsident Al Rigley begründete dies so: „Die 
US-Regierung hat entschieden, dass eine staatliche Armee einen stabi-
len Staat schaffen wird.“ (World Tribune 2006) Die Militärhilfe der 
USA war insgesamt stark auf die südsudanesische Unabhängigkeit 
ausgerichtet. Im Vergleich zu Waffenlieferungen an Khartum bei-
spielsweise durch China und Russland ging sie jedoch wesentlich 
weniger offener vonstatten und erlangte weniger Aufmerksamkeit. 
Dem ambitionierten Ziel eines attraktiven „neuen Sudan“ war 
der Aufbau militärischer Bedrohungsszenarien zweifelsohne nicht 
zuträglich. Eher haben die USA dazu beigetragen, dass die diversen 
Spannungen und Konflikte im Sudan weiterhin potenziell gewalt-
tätig ausgetragen werden. Dies geschah allerdings nicht nur durch 
Militärhilfe, sondern auch durch zivile Entwicklungszusammenar-
beit. 
2.3. US-Entwicklungsstrategie – „We 
need to be big hearted but also hard 
headed“9
Dass die Entwicklungshilfe der führenden kapitalistischen Staaten 
bei der Umsetzung ihrer außenpolitischen Interessen hilft, ist ein 
offenes Geheimnis. Präsident Obama spricht offen aus, man solle 
sich von dem Mythos verabschieden, wonach Entwicklungshilfe 
reine Wohltätigkeit sei und nicht den eigenen nationalen Interes-
sen entspreche. (BBC 2010) In einer Politikdirektive, die Obama 
am Tag dieses Statements unterschrieb, wurde Entwicklungspolitik 
überdies als Teil der „Vernetzten Sicherheit“ und als „Kernpfeiler der 
Macht der Vereinigten Staaten“ festgeschrieben. (USDoS 2010a) 
Die Sudan-Strategien der USA passen sich in diese Ausrichtung 
der Entwicklungszusammenarbeit sehr gut ein. Bereits im Jahr 
2003 hatten damalige Regierungsmitglieder, Diplomaten der 
US-Botschaften in Khartum und Nairobi sowie Mitarbeiter von 
USAID den „Sudan Interim Strategic Plan for Sudan 2004-2006“ 
(ISP) erarbeitet. Die Situation im Sudan habe sich eklatant verän-
dert, heißt es in dem Papier als Begründung für eine nun wieder 
mögliche Entwicklungszusammenarbeit. Zum ersten Mal gebe es 
Aussicht auf erfolgreiche Friedensverhandlungen zwischen Norden 
und Süden. (USAID 2003) Die CPA-Verhandlungen hatten damals 
auf Druck der USA bereits begonnen und die sechsjährige Interims-
phase sowie das darauf folgende Referendum über die Unabhängig-
keit des Südsudan10 waren schon in Einzelprotokollen des späteren 
CPA festgelegt worden. Gleich auf den ersten Seiten des Doku-
ments werden Hinweise darauf gegeben, weshalb dem Sudan für 
die US-Außenpolitik so große Bedeutung beigemessen wird: „Der 
Sudan liegt im Herzen des Horns von Afrika, einer Schlüsselregion im 
Kampf gegen den Terrorismus (…) Schätzungen über umfangreiche 
Ölvorkommen im Süden des Sudan haben dafür gesorgt, dass zahlrei-
che multinationale Ölkonzerne trotz andauerndem Bürgerkrieg pro-
duzieren und weitere Ölquellen erkunden.“ (ebd.: 1-2) 2004 wurde 
kein neues Strategiepapier verfasst – in der Haushaltsaufstellung für 
dieses Jahr heißt es jedoch bezeichnend, dass im Falle erfolgreicher 
Friedensverhandlungen der Wiederaufbau und die Entwicklung 
vor allem des Südsudan zu einer hohen Priorität für die Vereinig-
ten Staaten würden. Im Falle nicht erfolgreicher Verhandlungen 
solle der Wirtschaftshilfefonds der USA dafür eingesetzt werden, 
die sudanesische Opposition zu stärken und dem Süden zusätz-
liche Unterstützung zukommen zu lassen. (USDoS 2004: 259) 
Zwei Jahre später veröffentlichte USAID das “Strategy Statement 
2006-08”. (USAID 2005) „Geographisch fokussiert die neue Stra-
tegie auf vulnerable Gebiete im Süden, in den drei Gebieten (Abyei, 
Blue Nile und Süd-Kordofan) und in Khartum und bewahrt sich die 
Flexibilität, auf neue Krisenherde zu reagieren.” (ebd.: 2) Zwar wird 
der Norden demnach nicht ausdrücklich als Empfänger von US-
Hilfe ausgeklammert. De facto beschränkte sich diese jedoch auf 
humanitäre Hilfe, von der ein Großteil nach Darfur geflossen ist, 
wo ebenfalls Kämpfe gegen die sudanesischen Regierungstruppen 
stattfinden. Auch die Erwähnung der anderen im Norden liegen-
den Regionen ist nicht zufällig: in Bezug auf Abyei sei an das noch 
ausstehende Referendum erinnert, zu Blue Nile und Süd Kordofan 
schreibt der US-Sondergesandte für den Sudan, Princeton Lyman: 
„Diese beiden Staaten liegen im Sudan, nicht im Südsudan, aber die 
politischen Konflikte, die dem dortigen Krieg zugrunde liegen, haben 
die gleichen Wurzeln wie der durch das CPA beendete Bürgerkrieg 
und hätten auch in dem gleichen Kontext gelöst werden sollen – was 
jedoch nicht geschah.“ (Lyman 2011) USAID begründet den eige-
nen Fokus auf den Südsudan wie folgt: „USAID hat eine außer-
gewöhnliche Möglichkeit, mit neuen Regierungseinheiten zu arbeiten 
und eine Reform-Agenda zu unterstützen, die, wenn erfolgreich, die 
Interessen der US-Außenpolitik voranbringen wird, Stabilität nicht 
nur im Sudan, sondern im gesamten Horn von Afrika zu befördern 
(…).“ (USAID 2005: 3) 
Mit anderen Worten: Durch das CPA, an dem die USA maß-
geblich mitgewirkt haben, ergibt sich die Möglichkeit, mittels 
Entwicklungshilfe im Südsudan neue Regierungsinstitutionen auf-
zubauen, die im Gegensatz zur Regierung al-Bashirs mit der US 
Regierung kooperieren und im Sinne außenpolitischer Interessen 
der USA regieren. Einige Seiten weiter heißt es: „Der Krieg gegen 
den Terrorismus hat die Sicherheitsprioritäten in der Region neu geord-
net und in manchen Fällen die nationalen Interessen und Politiken neu 
definiert, die fragile Grenzgebiete betreffen.“ (ebd.: 10) Die misslun-
gene Strategie, al-Bashir durch die SPLA stürzen zu lassen, wurde 
durch das Ziel ersetzt, im Süden einen neuen Staat aufzubauen. Die 
im Jahr 2009 veröffentlichte Sudan-Agenda liest sich, als sei dieser 
schon damals Realität gewesen.11 (USAID 2009a: 3) Im selben 
Jahr hat die US-Hilfe an den Sudan erstmals eine Milliarde US$ 
überschritten, bestimmt u.a. für die im Juba Compact vorgesehene 
„private sector broad-based growth strategy“. 
Der Juba Compact ist eine Vereinbarung zwischen der GoSS 
und der Gebergemeinschaft zur Implementierung eines neolibe-
ralen wirtschaftspolitischen Reformprogrammes. Ein beschleunig-
9 US-Präsident Obama traf diese Aussage über Auslandshilfe, zitiert nach 
BBC (2010). 
10  Im ISP-Bericht taucht hierzu eine Formulierung auf, die nach Unter-
zeichnung des CPA durch beide Konfliktparteien in offiziellen US-Papie-
ren nie wieder zu lesen war: „Die USA vertreten generell den Ansatz, dass 
ein vereinter Sudan für die regionale Stabilität besser ist und dass ein faires 
und gerechtes Friedensabkommen die sudanesische Einheit unterstützen wird.“ 
(ebd.)
11 Deutlich wird in dem Papier interessanterweise ebenfalls gesagt, dass 
für einen unabhängigen Staat der Aufbau ganz anders aussehen müsse, als 
im Falle einer sudanesischen Einheit: „Ein neu entstehender Staat ist etwas 
ganz anderes als eine Vereinigung nach einem Konflikt und der Wiederauf-
bau oder die Reformierung bestehender Institutionen.“ (USAID 2009a: 3)
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tes Wirtschaftswachstum sowie eine diesem untergeordnete „gute 
Regierungsführung“, die „legitime Interessen“ privater Investoren 
schützt und ein günstiges Klima für ausländische Direktinvestitio-
nen schafft, werden hiernach als friedenspolitische Maßnahmen 
verstanden. (ebd.: 2) Die märchenhafte Formel der Agentur lautet 
summa summarum: Entwicklungshilfe = neoliberale Wirtschafts-
hilfe und Regierungsbildung = Frieden. Nicht einmal die Abwesen-
heit von Gewalt wird hier zum Maßstab von Frieden genommen 
(von sozialem Frieden ganz zu schweigen), sondern der Aufbau 
eines Staates, dessen Existenz laut USAID ohne US-Hilfe kaum 
möglich gewesen wäre: „Die Welt hat ihre neuste Nation willkommen 
geheißen, als der Südsudan am 9. Juli seine Unabhängigkeit erlangt 
hat. (…) Die USA haben eine wichtige Rolle dabei gespielt, diesen 
Moment möglich zu machen.“ (USAID 2011b: Insights) 
2.3.1. US-Entwicklungspolitik in Zahlen 
Abbildung 1 zeigt die Menge der bilateralen US-Entwicklungs-
hilfe an den Sudan seit den 1960er Jahren. Sie stieg zu Beginn 
der 1980er stark an, erreichte Mitte des Jahrzehnts einen ersten 
Höhepunkt, ging in den 1990ern deutlich zurück und schnellte zu 
Beginn des neuen Jahrtausends deutlich in die Höhe. Zur Erinne-
rung die dazugehörige Geschichte: Anfang der 1980er Jahre begann 
im Sudan der zweite Bürgerkrieg. Die USA unterstützten damals 
bis Ende der 1980er die Zentralregierung in Khartum im Kampf 
gegen die als sozialistische und antiimperialistisch geltende SPLA, 
die wiederum Hilfe von der Sowjetunion erhielt. (Fake/Funk 2009: 
28, Hainzl 2005: 4, Pabst 2004)
Laut Donald Peterson, in den 1990er Jahren US-Botschafter im 
Sudan, war die Ford-Regierung damals auf enge Beziehungen mit 
Khartum aus – „vor dem Hintergrund des Kalten Krieges in voller 
Blüte und der Einschätzung Washingtons, der Sudan sei von strategi-
scher Bedeutung für die nationalen Interessen der USA (…).“ (zitiert 
nach Fake/Funk 2009: 28) Khartum galt als „Bollwerk“ gegen 
Sowjetunion-Assoziierte, zu denen damals die SPLA gezählt wurde. 
Der zweite starke Anstieg der Zahlungen markiert den Beginn 
der Friedensverhandlungen zwischen der sudanesischen Regierung 
und der SPLM/A. Die CPA-Verhandlungen zeigten damals erste 
Ergebnisse – die Möglichkeit einer Abspaltung des Südsudan stand 
in Aussicht. Während in den 12 Jahren zwischen 1992 und 2003 
die US-Hilfszahlungen an den Sudan insgesamt etwa eine Milliarde 
US$ betrugen, gehen allein im Jahr 2009 die Zahlungen über diese 
Summe hinaus. Auch im Vergleich zu anderen OECD-Staaten hat 
die Bedeutung der USA als Geber des Sudan zugenommen: der 
Anteil der US-Hilfe an den gesamten Entwicklungshilfezahlungen 
an den Sudan hat sich seit 2000 von 1,66% auf 40% im Jahr 2005 
bzw. auf 34,3% im Jahr 2010 erhöht (Tabelle 1). 
Die USA sind seit Jahren der größte in der OECD Datenbank 
erfasste Geber des Sudan (vor der EU und Großbritannien). Wie 
Statistiken der U.S. Official Development Assistance Database 
(USODA 2012) zu entnehmen ist, ist der Sudan umgekehrt seit 
2005 der drittgrößte Empfänger von US-Hilfe nach dem Irak und 
Afghanistan. Während das Land in den 1990er Jahren und Anfang 
des Jahrtausends nicht einmal unter den Top 10 der Empfänger 
aufgetaucht ist (ebd.), hatte es durch das CPA also schlagartig an 
Bedeutung gewonnen. 
2.3.2. Geographische und sektorale Verteilung 
der Gelder
In den Jahren 2006-2010 sind mit im Schnitt 390 Millionen US$ 
pro Jahr (oder 48,7%) etwas weniger als die Hälfte der US-Hilfs-
gelder in humanitäre Hilfe geflossen. Für „Sicherheit“ und „Wirt-
schaftswachstum“ wurden im Schnitt 107 bzw. 100 Millionen 
Abbildung 1: EW-Zahlungen der USA an den Sudan, 1960-2010, Millionen US$, konstante Preise (2009)
Quellen: Eigene Darstellung nach OECD. StatExtracts (2011), US Overseas Loans and Grants (2011)
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US$ ausgegeben (13,3% und 12,4% aller Zahlungen), die „Regie-
rungsbildung“ wurde mit durchschnittlich 75 Millionen US$ pro 
Jahr (9,4%) bezuschusst und die Zahlungen für „Gesundheit“ und 
„Bildung“ liegen bei durchschnittlich 44 bzw. 18 Millionen US$ 
jährlich (5,6% und 2,3%) (Tabelle 2).
Aus dem monatlichen USAID-Online-Magazin „Monthly 
Update“ geht hervor, dass ein Großteil der angegebenen humanitä-
ren- und Nahrungsmittelhilfe nach Darfur geflossen sind. (vgl. z.B. 
USAID 2007a:1) Die übrigen Gelder sind, davon kann man vor 
dem Hintergrund der Sanktionen und der USAID-Berichte aus-
gehen, in den Südsudan geflossen – für den Staatsaufbau („Sicher-
heit“, „Regierung“ und „Wirtschaftswachstum“) waren es im 
Schnitt 300 US$ pro Jahr. Ein Großteil davon wurde gemäß den 
Haushaltsberichten des Außenministeriums aus dem Wirtschafts-
hilfefonds für den Sudan finanziert, der dementsprechend in den 
letzten Jahren massiv angewachsen ist (Abbildung 2). 
Dieser 1996 eingerichtete Fonds wird laut dem US-Kongress wie 
folgt eingesetzt: „Der Kongress erkennt an, dass die nationalen Inter-
essen der USA unter speziellen ökonomischen-, politischen- oder Sicher-
heitsbedingungen ökonomische Unterstützung von Staaten verlangen 
– und zwar in Summen, die nicht allein durch entwicklungspolitische 
Ziele zu rechtfertigen sind (FAA §531 (a)). Der Wirtschaftshilfefonds 
(ESF) befördert die ökonomischen und politischen Interessen der USA 
im Ausland, indem er Hilfszahlungen an alliierte- und sich demokra-
tisierende Staaten bereitstellt (...).“ (USDoS/USAID 2005: 6) Im 
Folgenden verdeutlicht das Beispiel zum Infrastrukturausbau die 
Ausrichtung der US-Hilfsgelder, den Südsudan von Khartum zu 
lösen und stattdessen auf die südlichen Anrainerstaaten zu orien-
tieren.
2.3.3. USAID-Straßenaufbau im Südsudan
Eines der zentralen USAID Projekte im Sudan war in den vergan-
genen Jahren der Ausbau der 192 km langen „Juba-Nimule Road“ 
und ihrer Brücken, für den ein Vertrag mit der Luis Berger Group 
abgeschlossen wurde. (USAID 2009b: 1, USAID 2007b) Die bis 
heute einzige geteerte Straße des Südsudan ist gemäß USAID Teil der 
regionalen Integration des lange isolierten Südsudan – sie verbindet 
Juba mit Uganda, bietet von dort aus Zugang zu Kenia und über 
die Hafenstadt Mombasa, so USAID, zur ganzen Welt. (USAID 
2009b: 3) „Die Verbindungsstraße zwischen Juba und Nimule wird 
nicht nur als Reisestrecke attraktiver für die lokale Community, sie 
wird letzten Endes zu einem florierenden Korridor des Zugangs zum 
Südsudan werden.” (USAID 2007b: 1) Auch die im Juli 2009 fertig-
gestellte Bandame-Brücke, gelegen an der Grenze zu Uganda nahe 
der Orte Yei und Maride, soll den Südsudan mit Uganda sowie mit 
der Demokratischen Republik Kongo (DRK) verbinden. (USAID 
2009c: 3) Weitere Großprojekte sind die 185 km lange Straße von 
Yambio nach Tambura (die Straße verläuft entlang der südsudane-
sischen Grenze zur DRK und zur Zentralafrikanischen Republik 
(RCA)) und die 75 km lange Dabio-Ezo Straße. Letztere kreuzt die 
Yambio-Tambura Straße und Ezo liegt unmittelbar am Grenzdrei-
eck Südsudan-DRK-RCA. (USAID 2010a: 2) Diese Straße „wird 
eine ökonomisch unentbehrliche Verbindung zwischen West-Equatoria 
[Bundesstaat im Süd-Westen] und wichtigen Zentren des südsudane-
sischen Marktes, sowie mit der RCA und der DRK.” (ebd.)
Alle Straßenbauprojekte liegen geographisch in den drei süd-
lichsten Bundesstaaten des Südsudan (West-Equatoria, Zentra-
lequatoria und Ost-Equatoria) und verbinden das Land mit den 
umliegenden Staaten. Berichte über Verbesserungsmaßnahmen 
Tabelle 1: US-Anteil der ODA-Zahlungen an den Sudan, Millionen US$ (konstante Preise, 2009)
 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
Gesamt 388,48 339,12 452,24 844,64 1194,3 2080,2 2251,3 2176,64 2533,1 2426,8 2101,8
USA 6,44 21,15 142,29 204,33 427,73 832,02 784,27 732,63 855,93 954,64 719,07
Anteil USA in % 1,66 6,24 31,46 24,2 35,82 40 34,9 33,7 33,8 39,4 34,3
Quelle: Eigene Darstellung nach OECD. StatExtracts (2011)
Tabelle 2: ODA-Zahlungen der USA an den Sudan nach Sektoren, Millionen US$





Sicherheitssektor 98,719 152,871 106,699 76,953 98,339 533,581 106,7162 13,3
Regierungsbildung 37,629 50,588 120,156 83,032 83,945 375,35 75,07 9,36
Bildung 8,7 9,75 20,421 25,55 26,85 91,271 18,2542 2,3
Gesundheit 17,6 28,791 42,413 50,368 83,339 222,511 44,5022 5,55
Wirtschaftswachstum 70,027 47,068 103,79 140,79 136,89 498,568 99,7136 12,44
Davon Infrastruktur 44,848 29,64 76,66 100,09 81,308 332,546 66,5092 8,3
Humanitäre Hilfe 262,698 355,678 512,917 547,447 275,66 1954,4 390,879 48,7
Gesamt 540,221 674,386 983,056 1024,23 786,33 4008,22   
Quellen: Eigene Darstellung nach USDoS (2008, 2009b, 2010b, 2011b, 2012)
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an kleineren Straßen lassen sich nur wenige finden – zudem aus-
schließlich in den Hauptstädten südsudanesischer Bundesstaaten, 
Juba, Malakal und Wau. (vgl. z.B. USAID 2010b: 3) Im Sinne der 
CPA-Forderung, die Einheit des Sudan attraktiv zu machen, wäre 
es naheliegend gewesen, Infrastrukturprojekte, die der Isolierung 
des Südsudan entgegenwirken sollen, zumindest teilweise auf die 
Verbindung zum Norden auszurichten. Solche Projekte sind jedoch 
nicht bekannt. Ebenso wenig lassen sich Informationen über den 
Ausbau von Straßen und Wegen in abgelegenen ländlichen Gebie-
ten des Südsudan finden, die der Landbevölkerung zu Gute gekom-
men wäre.
2.4. BRD – Konzepte für Afrika und den 
Sudan
Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit verfolgte ähnliche 
Ziele wie die der USA. Auch aus der Sudan-Agenda der Bundes-
regierung sowie aus ihrer Afrikastrategie lässt sich deutlich die 
imperialistische Ausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit 
herauslesen. Entwicklungspolitik helfe laut BMZ nicht nur der 
Bevölkerung in Entwicklungsländern, sondern auch „den Deut-
schen“ - denn Konflikte in anderen Staaten könnten die Sicherheit 
der Menschen hierzulande gefährden. (BMZ 2011a: 1) Deutsche 
Unternehmen und vor allem das Exportgeschäft sollen von Ent-
wicklungszusammenarbeit profitieren: „Jeder Euro, den wir für Ent-
wicklung in unseren Partnerländern ausgeben, zieht deutsche Exporte 
von 1,80 Euro nach sich (…) deutsche Unternehmen erschließen 
damit neue Absatzmärkte.“ (ebd.: 2) In ihrem Afrika-Konzept wird 
die Bundesregierung noch deutlicher. Gute Regierungsführung, 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in anderen Ländern seien von 
Interesse, denn sie schüfen auch die nötigen Rahmenbedingungen 
zum Schutz deutscher Investitionen. „Deutschland hat als eine der 
führenden Handelsnationen ein natürliches (sic!) Interesse an freiem 
Welthandel, einer diversifizierten afrikanischen Wirtschaft, zuneh-
mender Integration der afrikanischen Märkte untereinander und in 
die Weltwirtschaft sowie an steigendem Wohlstand in Afrika.“ Hin-
sichtlich fossiler Rohstoffe und Energie sei Afrika zudem ein wich-
tiger Produzent für Deutschland. 
Als zentrale Probleme und als Berechtigung für den Aufbau einer 
eigenen Friedens- und Sicherheitsarchitektur in Afrika sieht die 
Bundesregierung ein Anwachsen des transnationalen Terrorismus‘ 
afrikanischer Herkunft, ebenso wie der Piraterie (am Horn von 
Afrika) und zunehmende Flüchtlingsbewegungen. Deutschland 
trage deshalb u.a. dazu bei, „in gefährdeten Staaten Polizei, Justiz 
und Militär demokratisch fortzuentwickeln. Dies umfasst die Stär-
kung staatlicher Institutionen, um Staatszerfall entgegenzuwirken 
(...).“ (ebd.: 20) Zukünftig setzt man auch in Afrika verstärkt auf 
zivil-militärische Zusammenarbeit: Bei wichtigen Fragen sollen das 
Auswärtige Amt und das BMZ auch das Bundesverteidigungsmi-
nisterium einbeziehen. (ebd.: 21) Schließlich wird auch die Kon-
kurrenz unter den globalen Mächten thematisiert: „Afrika selbst hat 
sich zum Schauplatz eines globalen Wettbewerbs entwickelt, die wirt-
schaftlichen Verbindungen Afrikas mit einflussreichen Ländern wie 
China und Indien sind in den vergangenen Jahren sprunghaft gestie-
gen.“ (ebd.: 29) Die deutsche Wirtschaft müsse sich der verstärkten 
Konkurrenz um Zugang zu Rohstoffen und Energieträgern stellen 
– und das nicht allein, sondern mit direkter Unterstützung der 
Bundesregierung. (ebd.: 30) 
Das Afrika-Konzept korrespondiert mit der deutschen Sudan-
Strategie. Es gelte hier „neue Krisen großen Ausmaßes bei einer 
Spaltung von Nord- und Südsudan vermeiden zu helfen.“ Im Vor-
dergrund steht dabei für die Bundesregierung nicht die Mehrheit 
der Bevölkerung, die unter solchen „Zuspitzungen“ zu leiden hätte: 
„Handlungsbedarf ergibt sich nicht bzw. nicht allein aus humanitärem 
Altruismus, sondern aus wohlverstandenem Eigeninteresse.“ (Bundes-
regierung 2010: 1) Die Bundesregierung richtete trotz des apodik-
tisch im CPA formulierten Auftrags, die Einheit im Sudan attraktiv 
zu machen, bereits Ende 2010 ihre Politik danach aus, dass die 
entscheidenden politischen Kräfte im Südsudan sich auf die Unab-
hängigkeit festgelegt hätten. (ebd.: 1) Entgegen eigener Darstellun-
gen hat sie jedoch außenpolitisch nicht bloß auf diese Situation 
reagiert, sondern gemeinsam12 mit den USA darauf hingewirkt, die 
Abbildung 2: Größe des US-Wirtschaftshilfefonds für den Sudan, Millionen US$
Quellen: Eigene Darstellung nach USDoS (2005, 2006, 2007, 2008, 2009b, 2010b, 2011b, 2012)
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Zeichen auf Unabhängigkeit des Südens statt auf einen einheitli-
chen „neuen Sudan“ zu stellen. Was wahlweise als Entwicklungs-
politik oder friedensbildende Maßnahmen dargestellt wird, ist de 
facto ein Paradebeispiel für state-building. 
2.4.1. Entwicklungspolitik der BRD
Der Sudan gehörte lange zu den Hauptempfängerländern deut-
scher Entwicklungshilfe. In den 1980er Jahren zahlte die BRD 
Summen von 200 bis zu 450 Millionen US$ jährlich an das Land. 
(OECD. StatExtracts 2011) Ebenso wie die USA hatte auch die 
BRD dem Sudan zur Zeit der so genannten Systemkonfrontation 
eine hohe geostrategische Bedeutung beigemessen. Die deutsche 
Regierung wurde „bald ein Hauptpartner des sudanesischen Mili-
tärs und der Polizei- und Geheimdienste“. (Deckert 2008) 1989 
beendete allerdings nicht nur die US-Regierung, sondern auch die 
der BRD die Entwicklungszusammenarbeit und finanzierte fortan 
ausschließlich Not- und humanitäre Hilfsprogramme im Sudan. 
(BMZ 2011b) Bereits in den Jahren der CPA-Verhandlungen stie-
gen die Zahlungen wieder leicht an. Nach der Unterzeichnung des 
Friedensabkommens im Jahr 2005 wurde die Zusammenarbeit 
offiziell wieder aufgenommen – allerdings ausschließlich mit dem 
Süden des Landes. Politische oder wirtschaftliche Kooperation mit 
dem Norden, die über Not- und Übergangshilfe hinausgehe, so 
das BMZ, könne erst dann wieder erfolgen, wenn deutliche Fort-
schritte im Demokratisierungsprozess und bei der Wahrung der 
Menschenrechte zu verzeichnen seien. (ebd.) 
Ein Blick in regierungseigene Dokumente zeigt die Widersprüch-
lichkeit dieser Politik: Sollten tatsächlich die Einhaltung der Men-
schenrechte und die Fähigkeit des Staates, Konflikte friedlich zu 
lösen, als Maßstab für finanzielle Unterstützung gelten, müsste 
die Menschenrechtssituation im Südsudan von der Bundesregie-
rung zumindest als erheblich besser eingeschätzt werden, als die 
im Norden. Anderes ist jedoch beim Auswärtigen Amt (2011b) 
zu lesen: „Im Südsudan ist die Menschenrechtslage nicht besser als im 
Nordsudan. (...) In vielen Fällen wenden die sich für die innere Sicher-
heit verantwortlich fühlenden Soldaten der Sudan People’s Liberation 
Army, unverhältnismäßige Gewalt an.“ Und dennoch: „Diese Bedin-
gungen [für die Wiederaufnahme der Entwicklungshilfe, Ch.B.] für 
den Süd-Sudan sind jetzt erfüllt“, so die damalige Entwicklungsmi-
nisterin Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD) im November 2005.13 
Was sich im Südsudan aber tatsächlich verändert hatte, war nicht 
die Menschenrechtssituation, sondern die politischen Bedingun-
gen, denn durch das CPA waren nun die Voraussetzungen für eine 
Sezession des Südens gegeben.
2.4.2. Geographische und sektorale Verteilung 
der Gelder
OECD-Daten zufolge hat die BRD in den Jahren 2002 bis 2009 
insgesamt 344 Millionen US$ Entwicklungshilfe (also unter 10% 
der Gelder aus den USA) an den Sudan gezahlt, davon war etwa die 
Hälfte humanitäre Hilfe (Tabelle 3).
Für „Sicherheit“ und „Regierungsbildung“ waren es im gleichen 
Zeitraum zusammengenommen 48,4 Millionen US$, bzw. 14%. 
Die Zahlungen für „Bildung“ und „Gesundheit“ belaufen sich auf 
64,9 bzw. 14,3 Millionen US$ (18,5% und 4,2%). Diese Daten 
schließen allerdings den deutschen Pflichtbeitrag zur UN-Mili-
tärmission im Sudan, die ebenfalls im Sicherheitssektor für den 
Aufbau der südsudanesischen Polizei zuständig ist, und weitere 
Beiträge zu UN Projekten nicht ein. Der UNMIS-Pflichtbeitrag 
umfasste z.B. seit 2005 jährlich zwischen 50 und 60 Millionen 
Euro. (Auswärtiges Amt 2011c)
Dem Auswärtigen Amt zufolge lag der Anteil der Darfur-Hilfe an 
der gesamten humanitären Hilfe zwischen 2005 und 2011 bei 66%, 
der Anteil der humanitären Hilfe im Südsudan bei lediglich 16%. 
(ebd.) Während also ein großer Teil der humanitären Hilfsgelder in 
Darfur ausgezahlt wurde, sind die übrigen Entwicklungshilfegelder 
komplett in den südsudanesischen Staatsaufbau geflossen. 
Der Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linkspar-
tei ist zudem zu entnehmen, dass die BRD seit 2005 20 Millionen 
€ in den durch die Weltbank verwalteten MDTF-S14 eingezahlt 
hat. (Deutscher Bundestag 2011a: 4) Durch diesen Fonds sollte 
laut Projektbeschreibung der Weltbank gleichzeitig „state building“ 
und „peacebuilding“ im Südsudan betrieben werden. (World Bank 
2009: 3) Insgesamt hatte die Bundesregierung für den MDTF-N 
Tabelle 3: ODA-Zahlungen der BRD nach Sektoren (OECD), Millionen US$, konstante Preise (2009)
 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
% der Gesamt-
zahlungen
Sicherheitssektor 0,8 0,6 0,7 2,3 0,8 8 8,4 6,1 8
Regierungsbildung 0,4 0,9 5,5 1,8 1,9 1,9 3,6 4,7 6
Bildung 8,8 10 8,8 9,3 7,6 7,1 6,9 6,4 18,5
Gesundheit 1,6 1,2 1,2 1,9 2,1 2,2 2,1 2 4,2
Humanitäre Hilfe 6,7 4 37,8 32,2 27,4 19,5 19,9 24,3 49
Sonstiges 4,8 3,6 3,08 5,17 18,6 5,78 5,4 3,72 14,5
Gesamt 23,1 20,33 57,08 52,67 58,69 38,48 46,3 47,22  
Quelle: Eigene Darstellung nach OECD. StatExtracts (2011)
12 In der Bundestagsdrucksache 17/5814 schreibt die Bundesregierung, 
dass sie die Unterstützung des Staatsaufbaus im Südsudan als Unterstüt-
zung des Nord-Süd-Friedensprozesses begreift. (Deutscher Bundestag 
2011b: 2) In diesem Zusammenhang spricht sie auch von einer „inter-
national koordinierten Strategie zum Staatsaufbau im Südsudan“ (ebd.: 3).
13  http://www.epo.de/index.php?option=com_content&view=article&id= 
1162:bmz-nimmt-entwicklungs-zusammenarbeit-mit-sd-sudan-auf& 
catid=45&Itemid=90, 06.03.2012 
14 Die von der Weltbank verwalteten Multi Donor Trust Funds für Nord- 
und Südsudan (MDTF-N und MDTF-S) gelten als Model für die im 
Zuge der CPA-Verhandlungen festgelegten multilateralen Finanzierungs-
programme. 
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und den MDTF-S 88 Millionen € zugesagt. In den Topf für den 
Nordsudan hat sie jedoch nie eingezahlt. (Deutscher Bundestag 
2011b: 12, 16) Darüber hinaus gibt die Bundesregierung in dem 
Dokument an, im Rahmen der Stärkung staatlicher Strukturen 
im Süden sechs Millionen € für den Aufbau des städtischen Was-
sersektors, neun Millionen € für Regierungsaufbau bzw. Verwal-
tungsreformen, zwei Millionen € für Ernährungssicherung und 
nachhaltige Landwirtschaft sowie fünf Millionen € für Programme 
zur Rückführung und Reintegration von Flüchtlingen ausgege-
ben zu haben. Insgesamt weitere dreizehn Millionen € wurden in 
Aussicht gestellt (Deutscher Bundestag 2011a: 4) und werden laut 
BMZ im Jahr 2012 für staatliche Entwicklungshilfe an den nun 
unabhängigen Südsudan ausgezahlt. (BMZ 2011b) 
Zwischen 2009 und 2011 hat die Bundesregierung zusätzlich 3,62 
Millionen € für Demobilisierungsprogramme (denen mittlerweile 
in zahlreichen Studien attestiert wurde, keineswegs zur Entmilitari-
sierung beigetragen zu haben), knapp 0,5 Millionen € für Projekte 
des Technischen Hilfswerkes (THW) in Juba, 0,38 Millionen € 
für Fortbildungsprogramme des Max-Planck-Institutes zur Vor-
bereitung auf das Sezessionsreferendum und 1,3 Millionen € für 
die Förderung rechtsstaatlicher Strukturen durch das Max-Planck-
Institut bereitgestellt. Aus diesem Topf wurde beispielsweise die 
Erstellung der Übergangsverfassung für den Südsudan finanziert, 
die zwar mit den Worten „We, the People of Sudan“ beginnt, aber 
im März 2011 in Zusammenarbeit mit südsudanesischen Juristen 
und Parlamentariern im Max-Planck Institut in Heidelberg verfasst 
wurde. „Die Vorschläge aus Heidelberg werden in den kommenden 
Wochen einem größeren Teilnehmerkreis in Juba, der Hauptstadt des 
Südsudan, zugänglich gemacht“, heißt es in einer Erklärung der Max 
Planck Gesellschaft.15 Kritik erfuhr dieses Vorgehen ebenso wenig 
wie der Entschluss der südsudanesischen Regierung, in dem Ver-
fassungsentwurf „Abyei zum Teil des Staatsgebietes zu erklären – im 
eklatanten Widerspruch zum CPA.“ (Deckert/Simon 2011b) 
Weiter wurden der Bundesregierung zufolge 0,69 Millionen € 
zur Vorbereitung der Wahlen im Jahr 2010 ausgegeben, 4,7 Millio-
nen € zur Stärkung von Polizeistrukturen durch die GIZ und 1,9 
Millionen € zur Unterstützung des UN-Radionetzwerkes Miraya. 
(Deutscher Bundestag 2011b: 3) Auch im Bereich des zivilen 
Friedensdienstes (ZFD) beschränken sich die Ausgaben der Bun-
desregierung auf Projekte im Südsudan. Der Arbeitsgemeinschaft 
Entwicklungshilfe (AGEH), dem Deutschen Entwicklungsdienst 
(DED – jetzt giz) und dem Evangelischen Entwicklungsdienst 
(EED) wurden dafür bis zum Jahr 2013 insgesamt 1,9 Millionen € 
in Aussicht gestellt. 
Im Vergleich zu den Geldern aus den USA ist die Summe der 
deutschen Entwicklungshilfezahlungen an den Sudan sehr klein. 
Sie unterstützen aber deutlich die sezessionistische Linie der US-
Entwicklungszusammenarbeit. Ein Großteil der deutschen Ent-
wicklungshilfe ist in Projekte geflossen, die der Abspaltung des 
Südsudan und dem Machtausbau wohlgesonnener politischer 
Strukturen innerhalb des Südsudan dienten. Was dies in der Praxis 
bedeutet, soll beispielhaft an Programmen der deutschen Gesell-
schaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ, heute giz) dargelegt 
werden.
2.4.3. Projekte der GTZ im Sudan
Die GTZ war seit 1972 im Sudan aktiv, stellte die Entwicklungs-
hilfe jedoch entsprechend der Vorgaben des BMZ 1989 ein. Im 
Zuge der CPA-Verhandlungen übernahm die Gesellschaft wieder 
erste Aufträge im Südsudan. Bereits 2004 war sie im Auftrag des 
World Food Programme an Infrastruktur- und Straßenbaupro-
jekten beteiligt. Seit 2006 gehört auch der Aufbau von Wasser-
verwaltung und Wasserwirtschaft im Auftrag des BMZ zu ihren 
Projektschwerpunkten im Südsudan. (GTZ 2011b) 2007, also vier 
Jahre vor der Unabhängigkeit, begann das GTZ-Projekt zur Unter-
stützung beim Staatsaufbau im Südsudan, vor allem im Bereich 
Governance/Verwaltungsreform und Dezentralisierung. (GTZ 
2011a) Das Friedendabkommen, so die Projektbegründung, habe 
Möglichkeiten für die Neugestaltung der staatlichen und gesell-
schaftlichen Systeme im Südsudan eröffnet. (GTZ 2011a) Im Auf-
trag des Auswärtigen Amts ist die GTZ zudem mit dem Aufbau 
von Polizeistrukturen im Südsudan und in Abyei befasst. 
2.4.3.1. Straßenbau
Im Auftrag des südsudanesischen Ministeriums für Transport 
und Straßen und des World Food Programme beteiligte sich wie 
USAID auch die GTZ durch den Ausbau des Straßennetzes daran, 
die Sezession infrastrukturell zu ermöglichen. Das größte Projekt 
zwischen 2004 und 2011 war der Ausbau der Verbindung zwischen 
den südsudanesischen Städten Narus und Malakal, das die häufig 
gesondert aufgeführten Teilprojekte Bor-Juba und Juba-Kapweta 
einschließt. (GTZ 2011a) Malakal ist die Hauptstadt des im 
Südsudan nordwestlich gelegenen Staates Upper Nile. Narus liegt 
im südwestlich gelegenen Staat Ost-Equatoria an der Grenze zu 
Kenia, unweit der ugandischen Grenze. Der Ausbau dieser Straßen-
verbindung stellt laut Martin Müller von der Abteilung Zentral-/ 
Westafrika der GTZ eine Grundvoraussetzung für Wiederaufbau 
und Entwicklung des Landes dar. Die Gesellschaft wolle durch 
das Projekt infrastrukturelle Voraussetzungen für Transport und 
Handel schaffen. (Müller 2008: 19) Gemäß der Projektbeschrei-
bungen sollten die an der ausgebauten Straße liegenden Städte und 
die heutige südsudanesische Hauptstadt Juba wirtschaftlich an das 
westlich gelegene Kenia und an Uganda angebunden werden, nicht 
aber an die sudanesische Hauptstadt Khartum oder andere Gebiete 
des Nordsudan. Die Projekte werden damit begründet, dass die 
Friedensbemühungen auch von der Rehabilitierung der Infrastruk-15 http://www.mpg.de/1222623/Suedsudan, 06.03.2012 
Wählerregistrierungsformular der Südsudansische Referendums-Kommission 
über die Entscheidung ob der Südsudan und die Region Abyei Teil des Landes 
bleiben. UN-Foto 2010.
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tur abhingen. Richtig daran ist, dass es in weiten Teilen des Landes 
kaum Straßen gibt und ein Ausbau der Infrastruktur notwendig ist. 
Das gilt allerdings nicht nur für den Süden, sondern auch für einen 
Großteil des Nordsudan und vor allem für ländliche Regionen. Die 
Arbeit der GTZ war eindeutig nicht darauf ausgerichtet, dem Pro-
blem der peripheren Beziehung des Südens zu Khartum oder der 
Isolierung weiter Bevölkerungsteile entgegenzuwirken, sondern auf 
die Verbindung des Südsudan zu den südlichen Anrainerstaaten. 
2.4.3.2. Programm zur Unterstützung des 
Staatsaufbaus
Zur Unterstützung des Staatsaufbaus im Südsudan hat die GTZ 
in Zusammenarbeit mit dem Präsidialamt der GoSS vor allem an 
der Umstrukturierung von Regierungsinstitutionen gearbeitet. 
Nach Jahrzehnten des Krieges erkenne das CPA Dezentralisierung 
und „Empowerment“ auf allen Staatsebenen als wichtigste Prinzi-
pien für eine effektive und faire Verwaltung und Ressourcenver-
teilung an, heißt es in der Projektbeschreibung. (GTZ 2011c) 
Die Gesellschaft hat die GoSS beispielsweise bei einem Kommu-
nalverwaltungsgesetz beraten, das eine Dezentralisierung der Ver-
waltungsaufgaben in die Gemeinden vorsieht. Sie betrachtet dieses 
Gesetz als „Meilenstein“ im Friedensprozess, denn „angesichts der 
Abwesenheit von Staatlichkeit und der Polarisierung innerhalb der 
ethnisch heterogenen südsudanesischen Gesellschaft stellt eine Einigung 
über die Ausgestaltung der Dezentralisierung eine große Herausforde-
rung dar.“ (GTZ 2011c) Konflikte entstünden demnach aufgrund 
von Staatsschwäche und entlang ethnischer Polarisierung. Regie-
rungskritische Sudan-Experten kritisieren seit langem solcherlei 
ethnisierende Erklärungsmuster für bewaffnete Konflikte inner-
halb des Sudan. (vgl. z.B. Deckert/Simon 2011a, 2011b) Deckert 
und Simon weisen beispielsweise zu Recht Bilder einer prähistori-
schen Gesellschaft und dämonischer Krieger-Mentalitäten zurück. 
Ethnische Gräben dienen schlechterdings zur ideologischen 
Mobilmachung (Deckert/Simon 2011a), können jedoch durch 
Zuschreibungen von Außen im Rahmen der Entwicklungszusam-
menarbeit auch vertieft werden. 
Dass der Aufbau eines Staates auf dieser Basis und ohne die 
grundlegende Veränderung sozialer Verhältnisse mit Friedenspoli-
tik gleichgesetzt wird, entbehrt jeglicher Grundlage. In der südsu-
danesischen Bevölkerung wächst bereits die Befürchtung, dass die 
Macht dominanter Gruppierungen innerhalb der intern gespalte-
nen Regierung in Teilstaaten sowie auf Bezirks- und Unterbezirkse-
benen und damit auch das Konfliktpotenzial zunimmt. (Deckert/
Simon 2011a) Wolfram Lacher (2011: 19) teilt in einer SWP-Studie 
die Sorge, südsudanesische Eliten könnten durch die Dezentrali-
sierungsprojekte ihre Macht- und Klientelinteressen schlicht effi-
zienter durchsetzen. Die GTZ-Politik kann demnach dazu führen, 
dass die Regierungselite über den Ausbau von Patronagenetzwerken 
konkurrierende Interessengruppen in den zivilen und militärischen 
Machtapparat einzubeziehen versucht. (ebd.: 21) „Parlamente auf 
südsudanesischer und Gliedstaatsebene dienen vor allem als Patronage-
Instrumente.“ (ebd.: 20) Diese Einschätzungen stehen den Angaben 
der GTZ, den Aufbau einer „bürgernahen öffentliche Verwaltung“ 
(GTZ 2011c) zu unterstützen, diametral entgegen. 
2.4.3.3. Stärkung der Polizei im Südsudan
Der Aufbau der Polizei ist ein zentrales Element des Staatsauf-
baus im Südsudan und wurde seit 2005 hauptsächlich von UNMIS 
betrieben. Auch die BRD ist am UNMIS-Polizeiaufbau beteiligt 
aber das Auswärtige Amt unterstützt den Southern Sudan Police 
Service (SSPS) darüber hinaus mit eigenen Programmen, die von 
der GTZ durchgeführt werden. (Auswärtiges Amt 2010) Sie stattet 
den SSPS vor allem mit Kommunikationsmitteln aus, mit denen 
analog zur politischen Dezentralisierung landesweit auf unter-
schiedlichen staatlichen Ebenen polizeiliche Daten ausgetauscht 
werden können. (GTZ 2011d) Nach der Darstellung der GTZ 
trage die materielle Ausrüstung der SSPS zum Schutz der Zivil-
bevölkerung bei und die Stärkung der SSPS fördere den Friedens-
Rekruten des Südsudanesischen Polizei bei einer Übung in Rajaf - die Polizei war dafür 
vorgesehen, das Referendum 2011 zu schützen. UN-Foto 2010
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prozess. Doch das Gegenteil ist der Fall. Zunächst sind die SPLA 
und die SSPS nicht eindeutig voneinander zu trennen. Ein Groß-
teil der Polizisten im Südsudan besteht aus ehemaligen Kämpfern 
der SPLA, die ohne Polizeitrainings in die SSPS aufgenommen 
wurden. (Lokuji/ Abatneh/ Wani 2009: 14, Lacher 2011: 25) 
Die SSPS orientiert sich weder an geltendem südsudanesischem 
Recht noch an Menschenrechten und ist weit davon entfernt, die 
Basisrechte der Südsudanesen verantwortungsvoll zu schützen. 
(Lokuji/ Abatneh/ Wani 2009) Abgesehen davon, dass die SSPS in 
der Bevölkerung als inkompetent und korrupt gilt, bildet sie eine 
zusätzliche Gefahrenquelle für die Bevölkerung, die bis zu Über-
griffen und schweren Menschenrechtsverletzungen reicht. (Lacher 
2011: 11) In einem von der BRD und anderen westlichen Gebern 
finanzierten SSPS-Ausbildungszentrum, in dem offiziell auch Trai-
nings in Sachen Menschenrechtsstandards stattfinden sollten, sind 
Skandale um schwere Menschenrechtsverletzungen innerhalb des 
Zentrums sowie durch dort geschulte Polizisten an der Bevölke-
rung bekannt geworden. (Lacher 2011: 24, 26, Haefliger 2011) 
Die Gewalt der Polizei richtet sich dabei häufig gegen politische 
Oppositionelle. Human Rights Watch berichtet zudem von men-
schenrechtswidrigem Vorgehen der SSPS in zahlreichen Fällen, z.B. 
gegen Studierendendemonstrationen. (vgl. HRW 2009: 13) Die 
Bundesregierung unterstützte also, deklariert als Friedenspolitik, 
seit 2005 den Aufbau einer Polizei im Südsudan, die eine zusätz-
liche Gefahrenquelle für die Bevölkerung darstellt. Aber: sie stellte 
eine Notwendigkeit für die Abspaltung vom Sudan dar. 
3. Schlussfolgerungen: Krieg im Sudan 
und Einflussnahme von außen
Die Entwicklungszusammenarbeit der USA einerseits und der 
BRD andererseits mit dem Sudan ist unter quantitativen Gesichts-
punkten nicht miteinander vergleichbar – die Zahlungen der USA 
waren erheblich höher. Auch die Schwerpunkte der Finanzierung 
wurden teilweise unterschiedlich gesetzt. Vergleichbar ist jedoch 
die Ausrichtung der Entwicklungspolitik: Nachdem sich abzeich-
nete, dass die SPLA trotz militärischer Unterstützung die Macht im 
Sudan nicht übernehmen würde, haben beide Staaten im Zuge des 
CPA-Prozesses ihre Sudan-Strategie auf die Abspaltung des Südsu-
dan ausgerichtet – die Entwicklungszusammenarbeit diente ihnen 
dabei als Mittel, die Sezession zu befördern. Die Unabhängigkeit 
als reale Option ist erst durch massiven Druck von außen auf die 
politische Agenda gesetzt worden. Die Regierungen Deutschlands 
und der Vereinigten Staaten haben im Sudan in den vergangenen 
Jahren, ohne selber Krieg zu führen, eine Politik der Schwächung 
al-Bashirs betrieben und ihren „state-building“-Baukasten, zu dem 
Militär- und Entwicklungshilfe ebenso zählen wie Sanktionen, zur 
aktiven Sezessionshilfe genutzt. Wenn beide Mächte auch nicht als 
einheitlicher westlicher Block zu betrachten sind, sind sie sich in 
Bezug auf ihre Sudan-Politik durchaus einig, den neuen Staat in das 
eigene Herrschaftssystem zu integrieren. Nun stellt sich die Frage, 
welche Interessen durch diese Strategie verfolgt wurden. Unter 
Kritikern der Politik westlich-kapitalistischer Staaten wird meist 
angenommen, dass die umfangreichen Ölvorkommen im Südsu-
dan Motor sowohl für den Krieg zwischen Nord- und Südsudan 
als auch für die geopolitisch motivierte Einflussnahme von außen 
(gewesen) sind. 
Rekruten des Südsudanesischen Polizei .UN-Foto/Paul Banks 2010
Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen
IMI-Studie - 16/2012  15
Tatsächlich ist diese Annahme naheliegend: Human Rights 
Watch (2003: 37) beschreibt in einem ausführlichen Bericht über 
die Aktivitäten von Ölkonzernen im Sudan, welche Rolle Öl und 
damit verbundene Profitinteressen im Bürgerkrieg gespielt haben. 
“Der Zusammenhang zwischen Krieg und Vertreibungskampagnen zur 
Entwicklung des Ölsektors ist offensichtlich: Die Ölgebiete, in denen 
die Bevölkerung gezielt vertrieben wurde, sind diejenigen, in denen 
eine Konzession genehmigt und eine Pipeline fertiggestellt wurde.”16 
Seitdem Ende der 1980er Jahre die Erdölförderung begann, haben 
sich Eliten im Norden den Ölreichtum im Prinzip allein angeeignet 
und zahlreiche Menschen aus Ölfördergebieten getötet oder ver-
trieben, was zu massiven bewaffneten Auseinandersetzungen in den 
entsprechenden Regionen geführt hat. Auch nach der Sezession 
gab es zwischen Norden und Süden Kämpfe um Öl. Der Ölkon-
zern Chevron, durch den das sudanesische Öl entdeckt worden 
war, verließ den Sudan ebenso wie die französische Total nach 
dem Militärputsch al-Bashirs im Jahr 1989. Seither ist zwar kein 
US-Konzern am sudanesischen Ölgeschäft beteiligt, der Ölsektor 
wuchs aber dennoch: Zum Misslieben der USA profitierte China 
vom Rückzug der westlichen Konzerne und stieg in die Ölförde-
rung im Sudan ein, als al-Bashir Partner für die Greater Nile Petro-
leum Operating Company (GNPOC) suchte. Die chinesische 
CNPC ist seither der größte Ölförderer im Sudan. (Seifert 2008: 
29) Das Land (in seinen Grenzen bis 2011) verfügte mit 6,4 Mrd. 
Barrel17 Erdöl nach Libyen, Nigeria, Algerien und Angola über das 
fünftgrößte Erdölvorkommen Afrikas. Ein Großteil davon liegt im 
heutigen Südsudan, bzw. in der Nord-Süd-Grenzregion und wurde 
somit durch die Sezession der direkten Kontrolle Khartums entzo-
gen. Im Januar 2012 haben die Regierungen Südsudans und Kenias 
zudem ein Abkommen über den Bau einer Pipeline zum keniani-
schen „Lamu Port“ getroffen, die die südsudanesische Ölförderung 
komplett vom Sudan unabhängig machen würde. (BBC 2012) 
Vor diesem Hintergrund scheint es naheliegend, dass die USA 
und ihre Verbündeten in den vergangenen Jahren eine Politik der 
Spaltung betrieben haben, um westlichen Konzernen den Weg in 
das (süd)sudanesische Ölgeschäft wieder zu ebnen, ohne dabei auf 
eine Kooperation mit al-Bashir angewiesen zu sein. Doch diese 
Erklärung greift zu kurz. Zwar wäre es falsch, anzunehmen, das 
Öl spiele keine Rolle. Es gibt jedoch derzeit keine Anzeichen für 
ein unmittelbares wirtschaftliches Interesse an der Neuerwerbung 
südsudanesischer Ölkonzessionen durch westliche Konzerne. 
Ebenso wenig wird (offen) zu verhindern versucht, dass China 
bereits kurze Zeit nach der Unabhängigkeitsfeier in Juba gute 
Geschäfte mit dem Südsudan macht. Die Abspaltung des Südens 
hat den USA, der BRD und anderen westlichen Mächten also nicht 
vorrangig zur Saturation direkter Rohstoffinteressen genützt. Auf 
der Bühne internationaler Auseinandersetzungen sollte die Sezes-
sion des Südsudan vor allem zwei Zwecke erfüllen: 
Erstens schob die Spaltung des Staates dem einfachen Spiel einen 
Riegel vor, das China im Sudan seit dem Rückzug des Westens 
sowohl wirtschaftlich als auch politisch hatte. Durch den Aufbau 
guter Beziehungen zum Sudan und anderen Staaten, mit denen die 
USA nicht kooperieren, konnte China in den vergangenen Jahren 
die eigene Vorherrschaft auf dem afrikanischen Kontinent massiv 
ausdehnen und ist den westlichen Mächten damit zunehmend 
ein Dorn im Auge geworden. China sichert sich damit nicht nur 
Rohstoffe für die eigene, im weltweiten Vergleich stark wachsende 
Wirtschaft, sondern stellt durch sein zunehmendes politisches, 
entwicklungspolitisches und derweil auch militärisches Auftreten 
zudem die Monopolstellung der USA in politischen Aushandlungs-
prozessen massiv in Frage. Die Unterstützung des Sezessionismus 
ist daher als geopolitischer Zug zu bewerten, durch den Chinas 
Vormarsch in Afrika und damit sowohl die chinesische Kontrolle 
über das Öl als auch dessen zunehmende politische Einflussnahme 
erschwert werden soll. Johnnie Carson, US-Staatssekretär für afri-
kanische Angelegenheiten, bekräftigt diese Einschätzung. Zwar 
betrachte man China noch nicht als militärische oder als Sicher-
heitsbedrohung, doch als einen „sehr aggressiven und schädlichen 
ökonomischen Rivalen ohne jegliche Moral.“ Carson benannte sogar 
Bedingungen, unter denen die USA einen härteren Kurs gegen 
Chinas Afrikapolitik einlegen sollten: „Haben sie Verträge über Mili-
tärbasen unterzeichnet? Bilden sie Armeen aus? Sind geheimdienstliche 
Operationen in Gang gesetzt worden? Sobald sich auf diesen Gebieten 
etwas tut, werden die Vereinigten Staaten beginnen, sehr besorgt zu 
sein.“ (Zitiert nach Wagner 2011: 6) Auch wenn Salvar Kiir gute 
Geschäfte mit China macht – ein souveränes Staatsoberhaupt, das 
unabhängig von westlichen Geberstaaten über die eigene wirt-
schaftliche und politische Ausrichtung entscheiden kann, ist er 
nicht. 
Zweitens wollte man durch die Sudan-Politik der vergangenen 
Jahre das Regime al-Bashir‘s schwächen und wenigstens über einen 
Teil des Landes die Kontrolle erlangen. Der Sudan war bis 2011 
nicht nur der flächengrößte Staat Afrikas, sondern geographisch 
in unmittelbarer Nähe zum Horn von Afrika gelegen. Al-Bashir 
hatte sich zwar in den vergangenen Jahren offener gegenüber einer 
Kooperation im „Kampf gegen den Terrorismus“ der USA gezeigt, 
wurde von den führenden westlichen Staaten jedoch nie als verlässli-
cher Partner eingestuft. Einem Bericht des US-Außenministeriums 
von 2005 zufolge sollte eine Wende dieser Situation herbeigeführt 
werden, denn „gemessen an der Größe des Sudan, seinem Öl- und Res-
sourcenreichtum und seiner Lage am volatilen Horn von Afrika ist dies 
wichtig für die nationalen Interessen der USA in der Region.“ (USDoS 
2005: 259) Seit langem wird dem Sudan beispielsweise vorgewor-
fen, als Rückzugsgebiet für diverse Rebellenorganisation zu dienen, 
die der eigenen Politik am Horn von Afrika hinderlich sind. Die 
Sezession des Südsudan bot zwar keine holistische Lösung – zumin-
dest ein Teil des Landes, zudem der näher am Horn von Afrika 
gelegene, konnte auf diese Weise jedoch nicht nur wirtschaftlich 
an die verbündeten südlichen Anrainerstaaten angebunden werden, 
sondern auch politisch. Damit ist er für die eigene Kriegspolitik am 
Horn von Afrika berechenbarer und im Konflikt mit China zumin-
dest potentiell auf der eigenen Seite. In al-Bashir haben westliche 
Staaten keinen zuverlässigen Verbündeten für ihre Afrikapolitik, in 
dem von ihnen massiv abhängigen Salvar Kiir (zumindest vorerst) 
jedoch schon. Gründe für die Ausübung territorialer Herrschaft im 
Sudan gibt es aus Sicht der westlichen Mächte damit ausreichend.
3.1. Gegen Krieg sein reicht nicht 
immer aus
Dass Entwicklungszusammenarbeit als ziviles Mittel imperia-
listischer Außenpolitik verstanden werden muss, gilt also nicht 
nur für Kriegsschauplätze wie Irak und Afghanistan, wohin die 
USA ganz im Sinne des „Comprehensive Approach“ die größten 
Summen „Entwicklungsgelder“ fließen lassen, sondern auch für 
den Sudan. Die Entwicklungszusammenarbeit stand keineswegs 
im Zeichen eines Prozesses, der darauf ausgelegt war, Konflikte 
tatsächlich zu lösen und einen wirklichen Frieden herbeizufüh-
ren oder die Lebenssituation der Menschen zu verbessern. Sie hat 
16  Die deutsche Übersetzung des Zitats von Human Rights Watch wurde 
übernommen von Wagner (2004). 
17 Der U.S. Energy Administration (USEIA 2011) zufolge liegen verschie-
dene Schätzungen der Ölbestände im Sudan zwischen 4,2 und 6,7 Mrd. 
Barrel Öl.
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vielmehr dazu beigetragen, durch den Staatsaufbau die Sezession 
als einzige Option darzustellen. Für die Bevölkerung im Süden 
wurde vor dem Referendum die Fragestellung verändert, die die 
Abstimmung umrahmte. Das öffentlich vermittelte Bild, zu dem 
nebenbei bemerkt auch Khartum beigetragen hat, war dieses: Ent-
weder Sezession oder al-Bashir und Krieg. Sechs Jahre lang wurde 
„Friedensbildung“ sowohl von der GoSS als auch von westlichen 
Helfern allein mit dem Aufbau staatlicher Strukturen, des Militärs 
und der Polizei unter Vorherrschaft der SPLM/A gleichgesetzt. Die 
Hilfe bestand darin, dem Südsudan „dabei zu helfen, das Land auf 
ein Zwei-Staaten-Ergebnis vorzubereiten“, so Ted Dagne (2011: 9) 
vom Forschungsdienst des US-Kongresses. Was zivile Konfliktbe-
arbeitung genannt wurde, war der Aufbau eines neuen undemo-
kratischen Regimes in Juba. Die südsudanesischen Wähler dienten 
aus Sicht westlicher Politiker in diesem Prozess als Urnengänger 
zur Legitimation der Abspaltung. Das Ziel der USA und der BRD 
war nie, die Einheit des Sudan attraktiv zu machen, der südsuda-
nesischen Bevölkerung zu ihrem Selbstbestimmungsrecht zu ver-
helfen oder ihr eine eigenständige Entwicklung zu ermöglichen 
– geschweige denn dabei zu helfen, die Wurzeln der Konflikte im 
Sudan zu beheben. 
Die pompöse Jubelstimmung der groß inszenierten Unabhän-
gigkeitsfeier dürfte aber für den allergrößten Teil der Südsuda-
nesInnen mittlerweile zu einem Trugbild geworden sein. Beim 
Staatsaufbau ist kein Staat hervorgebracht worden, der unabhängig 
von ausländischer Unterstützung überlebensfähig wäre. Da west-
liche Entwicklungshilfe immer an politische und wirtschaftliche 
Bedingungen geknüpft ist, wird der Südsudan auf lange Zeit von 
seinen Geberländern abhängig sein. Eine für einen Großteil der 
Bevölkerung Sudans akut aber noch brisantere Folge der interna-
tionalen Unterstützung für den „Friedensprozess“ ist schlicht die 
Abwesenheit von Frieden. Es ist abzusehen, dass weiterhin sowohl 
bewaffnete Konflikte innerhalb des Südsudan als auch mit hoher 
Wahrscheinlichkeit erneut Konflikte zwischen Nord- und Südsu-
dan eskalieren werden. Die hiesige Friedensbewegung muss ihre 
Lehren daraus ziehen: Gegen offenen Krieg sein reicht nicht aus 
und Militärinterventionen können nicht abgekoppelt von anderen 
außenpolitischen Mitteln behandelt werden. Imperialistische Poli-
tik muss mit all ihren Mitteln – und dazu gehört oft auch die als 
vermeintliche Alternative deklarierte „Entwicklungszusammenar-
beit“ – analysiert und bekämpft werden. 
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